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Verschwiegenheitsverpflichtungserklärung
für Coachingmaßnahmen
1. Präambel:
Ich, xxxxxx wurde mit Zuweisung vom Arbeitsmarktservice xxxxx zur Maßnahme „xxxxxx“ am xxxxx für den Standort xxxxxx zugewiesen.

2. Verpflichtungserklärung:
Die Geschäftsführer des BBRZ verpflichten sich hiermit KEINERLEI DATEN und Informationen die ihren Mitarbeitern im Zuge der Maßnahme bekannt werden an Dritte weiterzugeben. 

Das heißt insbesondere, daß KEINE „Betreuungsberichte“ und „Diagnosen“ ohne schriftlicher Zustimmung an das AMS weitergegeben werden dürfen. 

Es dürfen lediglich anonymisierte Daten zur Abrechnung bzw. zum Beleg der erbrachten Dienstleistung an das AMS weiter gegeben werden.

Dies gilt sowohl für „nicht-sensible“ personenbezogene als auch für sensible Daten, sowie für sonstige Informationen, die mich als Teilnehmer dieser Maßnahme und/oder meine Angehörigen betreffen. 

Derartige Berichte dürfen NUR im Einvernehmen MIT MIR und meiner schriftlichen Zustimmung erstellt und an andere Institutionen/Ämter/Vereine übermittelt werden!

Hierbei behalte ich mir ein ausdrückliches Vetorecht vor.

Die Verschwiegenheitspflicht gilt insbesondere auch für durch das Arbeitsmarktservice übermittelte Datensätze und Informationen, sowie für sämtliche weitere zufällig bekannt gewordene Daten und Informationen.

Informationen die öffentlich zugänglich sind unterliegen nicht der Verschwiegenheitspflicht.

Die Übermittlung von personenbezogenen oder sensiblen Daten an jedwede Behörde ist nur in den gesetzlich vorgesehenen Fällen gemäß den Richtlinien des Datenschutzgesetz DSG 2000 zulässig.

Somit gilt das Datenschutzgesetz DSG 2000 und dessen Richtlinien als vereinbart.
3. Kenntnisnahme der Rechtslage:
Hiermit nehmen wir zur Kenntnis, daß ausdrücklich KEIN wie auch immer gearteter BEHANDLUNGSVERTRAG, weder mündlich, schriftlich oder konkludent zustande kommt. 

Es gibt KEINE Zustimmung oder Einwilligung in irgendwelche BEHANDLUNG, gleich welcher Art und in welchem Umfang wobei als Behandlung alle Maßnahmen zur Feststellung, Heilung und Linderung von Krankheiten, Leiden, Körperschäden und Beschwerden gelten.
Jegliche diagnostische, therapeutische oder prophylaktische Behandlung ohne vorhergehende, ausdrückliche Zustimmung erfüllt den Tatbestand der vorsätzlichen, eigenmächtigen Heilbehandlung gemäß § 110 Abs. 1 StGB und stellt das Delikt der KÖRPERVERLETZUNG gemäß § 1325 ABGB dar.
§ 110 Abs. 1 StGB – Eigenmächtige Heilbehandlung
„Wer einen anderen ohne dessen Einwilligung, wenn auch nach den Regeln der medizinischen Wissenschaft, behandelt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen.“
§ 1325 ABGB – Körperverletzung
„Wer jemanden an seinem Körper verletzt, bestreitet die Heilungskosten des Verletzten, ersetzt ihm den entgangenen, oder wenn der Beschädigt zum Erwerb unfähig wird, auch künftig entgehenden Verdienst; und bezahlt ihm auf Verlangen über dies ein den erhobenen Umständen angemessenes Schmerzensgeld.“  

Dies zieht in Folge unweigerlich eine Sachverhaltsdarstellung an die zuständige Staatsanwaltschaft, eine Anzeige bei der Bezirksverwaltungsbehörde, zivilrechtliche Schadenersatzansprüche sowie eine Meldung an die Ärztekammer bzw. dem Beschwerdeausschuß des Psychotherapiebeirates nach sich.
4. Unterzeichner:
Der Unterzeichner erklärt hiermit für die oben angeführten Organisationseinheiten des Beruflichen Bildungs- und Rehabilitationszentrum (kurz BBRZ) hinsichtlich des Gegenstands dieser Verpflichtungserklärung zeichnungsberechtigt zu sein. 

______________________________________
(Ort, Datum, rechtsverbindliche Zeichnung)


